
Wege zu den Hilfe und Rat suchenden
Menschen auszeichnet. Als „innovativer
Impulsgeber und starke gesellschaftliche
Kraft“ – so das Leitbild unseres Verban-
des – wollen wir in unserem sozial-
politischen Handeln anwaltschaftlich vor
allem für die Belange benachteiligter
Menschen eintreten. 

Nun ist Baden-Württemberg ein ver-
gleichsweise „reiches“ Bundesland. Im
bundesdeutschen und im europäischen
Vergleich stellen sich die Zahlen, die
Arbeitslosigkeit und Armutsgefährdung
und -betroffenheit widerspiegeln, als re-
lativ positiv dar. Lag zum Beispiel die
„SGB-II-Quote“ (die SGB-II-Quote gibt
die Empfänger/-innen von Leistungen
nach dem SGB II als Anteil an der Be-
völkerung der jeweiligen Altersgrup-
pe wieder) im Jahresdurchschnitt 2008 
bundesweit bei zehn Prozent, waren in
Baden-Württemberg mit fünf Prozent
„nur“ halb so viele Menschen im SGB-II-
Bezug. Aber auch in Baden-Württemberg
steigt die Zahl der von Armut bedrohten
Menschen, und auch hier gibt es eine
wachsende Zahl von Kindern, die in ih-
ren Entwicklungs- und Teilhabechancen
beeinträchtigt und von Armut betroffen
sind.

Das Phänomen „Armut“ und seine
Wahrnehmung verändern sich 
Das Verständnis dessen, was wir heute
mit dem Begriff „Armut“ verbinden, hat
sich in den letzten Jahrzehnten deutlich
gewandelt. Waren mit diesem Begriff
noch bis Mitte des zwanzigsten Jahr-

Lorenz Werthmann, der Gründer der ver-
bandlichen Caritas in Deutschland, be-
nannte als erste Aufgabe der Caritas,
„Dampf in der sozialen Maschine“ zu
sein: „Sozialgesetzgebung und Sozialpo-
litik werden als staatliche ,Lokomotive‘
verstanden, der es ohne gesellschaftliche
Kräfte gleichsam am gesellschaftlich-
menschlichen ,Dampf‘ fehle“ (Thomas
Steinforth).

Aus diesem prägnanten Bild ist bis
heute die Aufforderung an Kirche und
ihre Caritas abzuleiten, mit konkreter
praktischer Hilfe und zeitgemäßen fach-
lichen Handlungsansätzen für bedürftige
Menschen wirksam zu sein und dies – in
wechselseitiger Verstärkung – mit sozial-
politischer Positionierung im Sinne der
anwaltschaftlichen und solidaritätsstif-
tenden Aufgabe der Caritas zu verbinden. 

Wir sind als Caritas von den tief grei-
fenden gesellschaftlichen Veränderungs-
prozessen, die sich in den ökonomi-
schen, ökologischen und sozialen Lebens-
zusammenhängen entfalten und den So-
zialstaat als Garanten für sozialen Aus-
gleich unter Druck bringen, mittelbar und
unmittelbar berührt. 

Die Caritas in der Erzdiözese Freiburg
unterstützt mit differenzierten und offe-
nen Beratungs- und Hilfsangeboten Men-
schen, die von Armut und sozialer Aus-
grenzung betroffen sind: Mit ihren 27 ört-
lichen Caritasverbänden und neun kari-
tativen Fachverbänden verfügt sie über
ein dichtes Netz an Hilfsmöglichkeiten
der Existenzsicherung, Beratung, Beglei-
tung und Bildung, das sich durch kurze
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hunderts Hunger und Elend assoziiert,
wurde es zum Selbstverständnis der jun-
gen Bundesrepublik und zum Ziel des
deutschen Sozialstaates, allen Gliedern
der Gesellschaft gleichermaßen am wirt-
schaftlichen Aufschwung, an Arbeit und
Bildung – kurz: am gesellschaftlichen Le-
ben – Anteil zu geben. 

Der soziale Rechtsstaat, zu dem sich
die junge Bundesrepublik entwickelte,
trug Sorge für den sozialen Ausgleich:
Verbesserte Bildungschancen eröffneten
sozialen Aufstieg und zunehmenden ma-
teriellen Wohlstand für die Gesellschaft
als Ganze. Der Soziologe Ulrich Beck hat
dies „Fahrstuhl-Effekt“ genannt. Doch
seit den 1980er-Jahren stottert der Fahr-
stuhl. Für einige Mitglieder der Gesell-
schaft scheint er sogar stecken geblieben,
sie bleiben „draußen“. Erwerbsarbeit, 
der zentrale Schlüssel zum individuellen
und gesellschaftlichen Wohlstand, ist
nicht mehr für alle erreichbar. Die sozia-
len Polarisierungen nehmen (wieder) zu. 

Armut stellt sich ganz deutlich vor al-
lem als eine Frage gesellschaftlicher Zu-
gehörigkeit dar, auch wenn ihre materiel-
le Dimension in Form des verfügbaren
Haushaltseinkommens weiterhin domi-
nierend ist: Der Anteil der armutsgefähr-
deten Menschen lag nach EU-Definition in
Deutschland im Jahr 2007 bei fünfzehn
Prozent (Amtliche Statistik, Daten des Sta-
tistischen Bundesamtes – EU-SILC). Da-
mit hatte etwa jeder siebte Bürger weniger
als sechzig Prozent des durchschnittlichen
Haushaltseinkommens zur Verfügung. 

Auch wenn in Deutschland die Un-
gleichheit der Markteinkommen ver-
gleichsweise stark durch Steuern und So-
zialtransfers ausgeglichen wird, so müs-
sen wir feststellen, dass seit dem Jahr 2000
in Deutschland die monetäre Armut im
Vergleich mit anderen OECD-Staaten mit
höherer Dynamik zunimmt und es eine
hohe und über dem europäischen Durch-
schnitt liegende Quote verfestigter, das
heißt dauerhafter Armut gibt.

Andauernde Arbeitslosigkeit und das
Verharren in prekärer Beschäftigung ma-
chen Menschen nicht nur ökonomisch
verwundbar: Neben materielle Prekari-
tät, die Gefahr von Verschuldung und Ar-
mutsbedrohung, treten erschwerend die
psychosozialen Folgen der Ausgrenzung
aus dem Erwerbsleben. Arbeitslose Men-
schen sind in ihrer Würde und ihrem Le-
benssinn verwundbar.

Das Problem sozialer Ausgrenzung
Erwerbsarbeit ist aber nach wie vor und
mehr denn je die zentrale „Eintrittskarte“
zu Einkommen, Anerkennung, Zugehö-
rigkeit, Identität und einem guten, sinner-
füllten Leben. So bleibt für die betroffe-
nen Menschen und Familien das Signal,
nicht wirklich gebraucht zu werden, ent-
behrlich, ja „überflüssig“ zu sein. 

Eine politische Antwort auf die ge-
sellschaftlichen Herausforderungen von
LangzeitarbeitslosigkeitundsozialerDes-
integration eines größer werdenden An-
teils der Bürgerinnen und Bürger war im
Jahr 2005 die Einführung des SGB II
(Grundsicherung für Arbeitsuchende),
das die bisher größte arbeitsmarkt- und
sozialpolitische Reform der Bundesrepu-
blik darstellt: Fördern und Fordern, die
Idee eines aktivierenden Sozialstaats, die
Aktivierung und Integration von „er-
werbsfähigen Hilfebedürftigen“ in den
Arbeitsmarkt – das wurde die leitende
Idee, der alle Leistungen und Maßnah-
men untergeordnet wurden. Jenseits der
zentralen Frage nach der Bedarfs- und Re-
alitätsgerechtigkeit der konkreten Trans-
ferleistungen hat das SGB II heute für
circa 6,8 Millionen Menschen existenz-
sichernde Relevanz. 

Kurzum: Das Bild und auch das Ver-
ständnis von „Armut“ haben sich in der
Gesellschaft, in der Kirche und ihrer Cari-
tas sehr verändert. Dass Armut in unserer
modernen Gesellschaft weit mehr Dimen-
sionen umfasst als einen statistisch erfass-
baren und bezifferbaren Mangel an Ein-
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und Auskommen, ist inzwischen common
sense. 

Nicht zuletzt die Bezugnahme auf die
europäische Debatte hat auch in Deutsch-
land seit den 1980er-Jahren den „alten“
Armutsbegriff durch die Benennung der
weiteren Dimension der „sozialen Aus-
grenzung“ erweitert und so den gesam-
ten Lebenszusammenhang von Arbeiten,
Wohnen, Bildung, Gesundheit und Teil-
habe in den Blick genommen. 

Armut und soziale Ausgrenzung be-
zeichnen demnach die Unterschreitung
einer relativen Grenze, die nach ge-
sellschaftlicher Übereinkunft als Leben 
in Würde mit Teilhabe- und Verwirkli-
chungschancen angesehen werden kann.
Dass es allerdings keinen breiten gesell-
schaftlichen Konsens darüber gibt, wo
diese Grenze festzumachen ist, hat die
„Sozialstaatsdebatte“ deutlich gezeigt,
die nach dem Urteil des Bundesverfas-
sungsgerichts zu den Regelsätzen für Er-
wachsene und Kinder im SGB II ent-
brannte.

Herausforderung 
für Kirche und ihre Caritas
Dass die beschriebenen gesellschaftlichen
Entwicklungen auch für die Kirche und
die Gesellschaft im Südwesten Deutsch-
lands – in der Erzdiözese Freiburg – eine
Herausforderung darstellen, zeigen die
Pastoralen Leitlinien der Erzdiözese Frei-
burg  auf. Diese Leitlinien wurden im Jahr
2005 von Erzbischof Robert Zollitsch in
Kraft gesetzt und verbindlicher Orientie-
rungsrahmen für die gesamte Pastoral in
der Erzdiözese: „Derzeit macht sich in un-
serer Bevölkerung vielfach Zukunfts-
angst und Ratlosigkeit breit. Die hohe Ar-
beitslosigkeit mit ihren gravierenden so-
zialen Folgen belastet das Zusammenle-
ben der Menschen. […] In jeder Lebens-
phase wächst das Verarmungsrisiko. Zu-
gleich geraten die herkömmlichen For-
men der Solidarität in Familie, Verwandt-
schaft und Nachbarschaft unter Druck,

was dazu führt, dass sich viele Menschen
mit ihren Nöten und Sorgen allein gelas-
sen fühlen. Die alle gesellschaftlichen Be-
reiche prägende Globalisierung wird von
nicht wenigen als Bedrohung der her-
kömmlichen Ordnung empfunden. Was
gestern galt, gilt heute immer weniger,
und das, was sich für morgen abzeichnet,
verheißt keinen Zuwachs an Sicherheit.
Diese Entwicklungen fordern jeden ein-
zelnen Menschen heraus, selbst Position
zu beziehen und an einer gerechteren Zu-
kunft zu bauen. Viele stellen sich dieser
Aufgabe, bringen sich engagiert ein und
übernehmen damit Verantwortung für
die Gemeinschaft. Auch die Kirche ist von
diesen Entwicklungen betroffen und ist
gefragt, Stellung zu beziehen“ (Den Auf-
bruch gestalten. Pastorale Leitlinien der Erz-
diözese Freiburg, 2005).

Beratung und Hilfe 
zur Existenzsicherung 
Jeder zehnte Baden-Württemberger ist
akut von Armut bedroht. Es muss da-
von ausgegangen werden, dass im Jahr
2010 infolge der Finanz- und Wirtschafts-
krise, die den Arbeitsmarkt in Baden-
Württemberg früh und empfindlich ge-
troffen hat, auch die Zahl der armuts-
gefährdeten Menschen zunehmen wird.
Auch in Baden-Württemberg sind allein-
erziehende, ausländische und kinderrei-
che Familien stärker von Armut bedroht
als andere Familien. 

Die Untersuchung des Diözesanrates
und des Diözesan-Caritasverbandes Rot-
tenburg-Stuttgart in Kooperation mit
dem Diözesan-Caritasverband Freiburg
„Die Menschen hinter den Zahlen. Arme
Kinder und ihre Familien“ (2009) hat
gezeigt: Etwa 175 000 Kinder – circa je-
des zehnte Kind im Land – lebten im 
Jahr 2007 in einer SGB-II-Bedarfsgemein-
schaft, davon vierzig Prozent bei Allein-
erziehenden. 

Wir sehen, dass für eine zunehmende
Zahl an Menschen ein Auskommen mit
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ihrem Einkommen immer schwieriger
wird. Wir sehen das an der steigenden
Nachfrage nach Beratung und konkreter
Hilfe im Caritassozialdienst (CSD), der in
der Erzdiözese Freiburg die erste Anlauf-
stelle für Hilfesuchende darstellt.

Der CSD umfasst 58 Beratungsstel-
len in der Erzdiözese Freiburg und wird
nahezu ausschließlich durch Kirchen-
steuermittel finanziert. Über vier Millio-
nen Euro werden für diesen elementaren
Beratungsdienst jährlich aufgebraucht.
Etwa 130 000 Beratungsgespräche wer-
den hier pro Jahr geführt, Tendenz stei-
gend. 

Bei vielen Ratsuchenden sind die Prob-
leme miteinander verflochten: Bei mehr
als der Hälfte der Beratungen liegen fi-
nanzielle Probleme oder Anfragen zur
materiellen Existenzsicherung (vor allem
nach dem SGB II) zugrunde. Auffallend
ist daneben die hohe Zahl der Hilfen 
bei Überschuldung und im Umgang mit
Behörden, dabei besonders häufig mit
den Arbeitsagenturen. Daneben geht es
um komplexe sozialrechtliche Fragen, um
gesundheitliche und psychische Belas-
tungen, um Integrationsprobleme und
Fragen des Aufenthaltsrechtes sowie um
den Bereich von Wohnungs- oder Ar-
beits(platz)problemen. Hilfe wird geleis-
tet in Form von Beratung, Information, 
als Unterstützung bei Anträgen und Kor-
respondenz. Teilweise kommt es zur
Weitervermittlung, oder es können finan-
zielle Hilfen oder Sachleistungen ver-
mittelt werden. 

Fachlich und organisatorisch ver-
bunden mit dem CSD sind die achtzehn
Schuldnerberatungsstellen, die ebenso
durch kirchliche Mittel mitfinanziert 
werden. Die Schuldnerberatungsstellen
sind oft die letzte Anlaufstelle, die für 
die betroffenen Menschen Unterstützung
leisten kann. Und die Nachfrage ist un-
gebrochen groß und steigend: Waren es
im Jahr 2004 noch 1451 Klienten, die die
Schuldnerberatung aufsuchten, wuchs

deren Zahl kontinuierlich auf 2842 im
Jahr 2008.

Die Caritas leistet neben den hier ge-
nannten Beratungshilfen noch weitaus
mehr: so zum Beispiel die Bereitstel-
lung preiswerter Kindermittagstische, die
konkrete Hilfe in akuten Notlagen durch
Nothilfefonds (zum Beispiel für Schwan-
gere), die Bereitstellung von Nachhilfe
und Nachmittagsbetreuung für Schul-
kinder, Gemeinwesenarbeit in sozialen
Brennpunkten, Patenschaften für benach-
teiligte Kinder oder Jugendliche in Aus-
bildung und für Familien mit vielfäl-
tigen Belastungen, Bildungsangebote 
für Eltern (Haushaltsorganisationstrai-
ning, Erziehungsberatung), Möbel- und
Kleiderkammern, die Unterstützung aus
Caritas-Lebensmittelläden („Tafeln“) bis
hin zu niederschwelliger medizinischer
Versorgung für Wohnungslose – alles Bei-
spiele, wie wir Armutsfolgen wirkungs-
voll bewältigen helfen können. Wir sind
sicher, dass solche Hilfen weiter und zu-
nehmend gefragt sind.

Eckpunkte der Caritasarbeit
Für unsere Doppelaufgabe – in der so-
zialpolitischen Positionierung und der 
konzeptionell-fachlichen Caritasarbeit –
sehen wir unter anderem folgende Eck-
punkte:
– Bedürftige Menschen – vor allem die

Kinder – brauchen eine unbedingte,
bedarfs- und realitätsgerechte materi-
elle Existenzsicherung. Das vom Bun-
desverfassungsgericht im Februar 2009
formulierte Grundrecht auf Gewähr-
leistungeinesmenschenwürdigenExis-
tenzminimums muss für die betroffe-
nen Menschen sozialstaatlich gesichert
und konkret erfahrbar werden. 

– Befähigende Hilfen, die bedürftige
Menschen für ein selbstverantwortli-
ches, chancengerechtes und selbstbe-
stimmtes Leben stärken, müssen aus-
gebaut werden: Jede existenzsichernde
Hilfe, die die Caritas (auch in akuten
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Notlagen) leistet, soll eine Option zur
Befähigung in sich tragen. 

– Von Armut betroffene und bedrohte
Familien benötigen bezahlbare oder
auch kostenfreie strukturelle Hilfen zur
Teilhabe wie zum Beispiel Bildungs-
angebote, Zugang zu Kultur und Sport,
schulische Nachhilfe, öffentlichen Nah-
verkehr. Besonders die Kommunen
sind hier gefragt und gefordert. 

– Menschen in benachteiligten Lebens-
lagen benötigen neben praktischer Hil-
fe vor allem Solidarität, Respekt und 
die Anerkennung ihrer Bedürftigkeit.
Hierfür in der öffentlichen Debatte ein-
zutreten, muss von Kirche und Caritas
stärker als Aufgabe wahrgenommen
werden.

Integrationsangebote für 
langzeitarbeitslose Menschen 
Langzeitarbeitslose Menschen und be-
nachteiligte Jugendliche werden von über
dreißig Beschäftigungs- und Qualifizie-
rungsbetrieben, Initiativen und auch
niederschwelligen Integrationsprojekten
der Caritas in der Erzdiözese Freiburg
unterstützt. Die Angebote reichen von
niederschwelliger sinnstiftender Beschäf-
tigung über Beratung und Qualifizierung
bis hin zu anerkannten Berufsausbil-
dungen und sozialversicherungspflichti-
ger Beschäftigung.

Im Mittelpunkt stehen Menschen, die
langfristig oder dauerhaft keine Chancen
auf dem ersten Arbeitsmarkt haben, zum
Beispiel Menschen ohne oder mit entwer-
teter Qualifikation und Erwerbsarbeitser-
fahrung, alleinerziehende Frauen, Ju-
gendliche ohne oder mit wenig aussichts-
reichem Schulabschluss, suchtkranke,
verschuldete oder wohnungslose Men-
schen. Sie alle sind durch Erwerbslosig-
keit besonders von gesellschaftlichem
Ausschluss und Armut bedroht. 

Nun gehören zu den Stärken Baden-
Württembergs das hohe technologische
Niveau der heimischen Wirtschaft und

die gute Ausbildung der Erwerbsperso-
nen. Die exportorientierte Wirtschafts-
struktur des Landes hat in der Krise zu-
gleich die Verwundbarkeit des baden-
württembergischen Arbeitsmarktes ge-
zeigt. Jenseits der aktuellen Arbeits-
marktkrise bleibt festzustellen, dass es
auch in Baden-Württemberg seit Jahren
immer weniger gelingt, Menschen ohne
berufliche Ausbildung, ohne Erwerbs-
arbeitserfahrung oder mit vielfältigen
Benachteiligungen, die als „arbeitsmarkt-
fern“, als „erwerbsfähig, aber nicht
marktfähig“ bezeichnet werden, in den
Arbeits- und Ausbildungsmarkt zu inte-
grieren. 

Die Krise bedeutet für die als „arbeits-
marktfern“ beschriebenen langzeitar-
beitslosen Menschen, dass ihre Chancen
auf Arbeit – selbst im Niedriglohnbereich
– noch stärker sinken. Doch entgegen
manchen Behauptungen erfahren wir im
Kontakt mit den Betroffenen: Die meisten
langzeitarbeitslosen Menschen wollen er-
werbstätig sein, sie wollen arbeiten, teil-
haben, Teil unserer Gesellschaft sein. Für
die meisten der langzeitarbeitslosen Men-
schen steht nicht das Problem der Ver-
mittlung in Arbeit im Vordergrund – es
fehlen schlichtweg die Arbeitsplätze.
Und die finanziellen und personellen
Ressourcen der Arbeitsagenturen richten
sich aktuell zuerst auf die „hoffnungs-
volleren“ Arbeitslosen mit guten Re-In-
tegrationschancen. Das mindert die Auf-
merksamkeit und die Ressourcen für 
die „arbeitsmarktfernen“ langzeitarbeits-
losen Menschen.

Forderungen nach Teilhabe 
und integrativem Arbeitsmarkt
– Die Erfahrung von sozialer Zugehörig-

keit geht dem Ziel der Arbeitsmarkt-
integration voraus – und führt darü-
ber hinaus. Deshalb müssen auch nie-
drigschwellige Hilfen zur Aktivierung,
zum sinnvollen und schöpferischen 
Tätigsein eröffnet werden. Existenzsi-
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chernde, sozialintegrative und beschäf-
tigungsfördernde Hilfen müssen die
betroffenen Menschen in ihrem gesam-
ten Lebenszusammenhang in den Blick
nehmen. Wir brauchen im SGB II das
explizite Ziel „sozialer Teilhabe“. Diese
stellt sich für viele besonders benach-
teiligte Menschen eben nicht selbstver-
ständlich über das Ziel kurzfristiger
„Aktivierung“ und Vermittlung in den
allgemeinen Arbeitsmarkt ein. 

– Wir benötigen eine besondere Beschäf-
tigungspolitik zugunsten von Arbeits-
plätzen für arbeitsmarktferne Men-
schen: die Umsetzung innovativer
Konzepte zur Schaffung eines integra-
tiven Arbeitsmarktes, die dauerhafte
und sinnstiftende Arbeit für die vom
„ersten“ Arbeitsmarkt ausgeschlosse-
nen Menschen ermöglicht. 

– Wir benötigen einen gesellschaftlichen
Konsens und den politischen Willen,
der verfestigten Langzeitarbeitslosig-
keit durch dauerhaft öffentlich geför-
derte Qualifizierung und Beschäfti-
gung, durch die Schaffung von ver-
lässlichen Rahmenbedingungen und
die Akzeptanz von sozialen Beschäfti-
gungsunternehmen zu begegnen.

Teilhabe als Geben und Nehmen
Selbstbestimmte Teilhabe meint aus un-
serer Sicht das umfassende soziale „Da-
zugehören“, das sich über faire Chan-
cen auf Zugänge zu Bildung, Kultur,
Wohnen, Beschäftigung, Dienstleistun-
gen, Gesundheitsversorgung, Mobilität,
Mitsprache in Gesellschaft und Politik
entfaltet. Teilhabe bedeutet auch, soziale
Anerkennung zu erfahren, Einfluss auf
sein Leben und seine Umgebung neh-
men zu können, Optionen zu haben. Teil-
habe in diesem Sinne und in ihrer gan-
zen Komplexität zu erfahren und zu er-
leben ist für benachteiligte Menschen
jenseits des gesellschaftlichen „Main-
streams“ nicht ohne Weiteres gegeben
und an weiter reichende als allein ökono-

mische Voraussetzungen gebunden. (Die
Caritas in Deutschland widmet sich mit
ihrer aktuellen „Teilhabeinitiative“ poli-
tisch, fachlich und konzeptionell diesem
Thema, siehe auch http://www.teilhabeini-
tiative.de.)

Teilhabe bedeutet immer auch ein Ge-
ben und Nehmen. Das bedeutet, benach-
teiligten Menschen auch in Kirche und
der Caritas Gelegenheiten zu öffnen, frei-
willig und sinnvoll tätig zu werden, sich
als notwendig und wirksam zu erleben –
auch außerhalb der etablierten Erwerbs-
arbeitswelt: zum Beispiel im Stadtteil, als
ehrenamtlich Tätige, als mitwirkende El-
tern, als engagierte Betroffene. Das ist aus
unserer Sicht im Kern Caritasarbeit.

Der „Dampf“ der Caritas
Wie kann er nun aussehen, der „Dampf“,
den die Caritas als Solidaritätsstifterin
und in ihrer anwaltschaftlichen Rolle für
gerechte und selbstbestimmte Teilhabe
erzeugt? 

Auf der Ebene von Politik und Öffent-
lichkeit müssen wir die Öffentlichkeit
und die Politik auf die Bedürftigkeit 
von Menschen aufmerksam machen. Wir
müssen aufklären über gesellschaftliche
Ursachen und Folgen von Armut und Ab-
wertungen und Diskriminierungen ent-
gegentreten. Die Caritas muss sich auch
weiter für existenzsichernde und der
Würde der Menschen genügende Trans-
ferleistungen einsetzen, für eine solidari-
sche und faire Sozialpolitik. Wir müssen
uns über die konkreten Ausformungen
einer modernen Sozialpolitik, die ihren
Bürgern Grundsicherung und Grundsi-
cherheit gibt, auseinandersetzen. Sozial-
staat und Demokratie gehören zusam-
men, sie bilden eine Einheit. 

Auf der organisatorischen und kon-
zeptionellen Ebene, im praktischen Tun
mit dem Angebot unserer Hilfen und
Dienste insbesondere für Menschen, die
„am Rande“ stehen, sind wir aufgefor-
dert, unsere bestehenden fachlichen Kon-
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zepte weiterzuentwickeln und kritisch zu
hinterfragen. Wie effektiv sind die Hil-
fen? Wo können und müssen wir eta-
blierte Strukturen zukunftsfähig verän-
dern? Wie viel „Befähigung“ bewirken
die Hilfen? Wo können wir – auch jenseits
der prädestinierten armutsorientierten
Dienste – Menschen die Möglichkeit ge-
ben, Sinn und Perspektive zu finden? Er-
öffnen unsere Zugangsweisen zu benach-
teiligten Menschen im Sinne eines Ge-
bens und Nehmens wirkliche Teilhabe
und echtes Teilsein? Wie können wir in
unseren Einrichtungen Partizipation er-
möglichen? Die Antworten müssen wir
gemeinsam in den Verbänden und Fach-
bereichen entwickeln.

Der Abschottung entgegentreten
Auf der Ebene persönlicher Begegnungen
und Kontakte erfahren Menschen Zuge-
hörigkeit: in der Familie, der Nachbar-
schaft, in Schule und Arbeitswelt, in Par-
teien, in Bürgerinitiativen und im Verein.
Wenn Solidarität mit armutsbetroffenen
Menschen entstehen soll, kann auch diese
Ebene nicht abstrakt bleiben. Allerdings
erleben wir, dass Begegnungen zwischen
unterschiedlichen Milieus und Lebens-
welten deutlich seltener werden – in der
Öffentlichkeit, im Alltag, im Stadtteil und
auch in den Kirchgemeinden. Eine reprä-
sentative Studie des Deutschen Caritas-
verbandes aus dem vergangenen Jahr hat
gezeigt, dass 87 Prozent der Befragten
persönlich keine armen Menschen ken-
nen und keinen direkten Kontakt zu Men-
schen aus „Randgruppen“ haben. Nur
dreizehn Prozent gaben an, arme Men-
schen in der Familie oder im Freundes-
kreis zu kennen. 

Wie wir der Abschottung der Milieus
entgegentreten können, wie wirkliche Be-
gegnung und Kontakt respektvoll und
auf Augenhöhe stattfinden können, das
ist eine große Herausforderung, vor der
wir als Gesellschaft und in der Caritas
stehen. Der Verweis auf die Möglichkei-
ten des ehrenamtlichen Engagements in
der Caritas kommt da verführerisch leicht
daher. Und doch haben vor allem auch
Ehrenamt und bürgerschaftliches Enga-
gement das Potenzial, dass sich Men-
schen aus der gesellschaftlichen Mitte
und von ihrem „Rand“ eben nicht im so-
zialen Gefälle und asymmetrisch – als
Helfender und Hilfe-Empfänger – begeg-
nen.

Sozialpolitische Kraft der Kirche
Wie viel Dampf können wir als Caritas
der „sozialen Maschine Gesellschaft“ ge-
ben – und wo ist noch Potenzial? 

Die doppelte Aufgabe des anwalt-
schaftlichen Engagements auf allen poli-
tischen Ebenen (vom Sozialraum über
Kommune, Land bis hin zum Bund)
einerseits und der erfahrbaren, tätigen
Hilfe im Verbund aus professionell täti-
gen Hauptberuflichen und engagierten
Ehrenamtlichen stellt uns vor Herausfor-
derungen, die durchaus spannungsreich
sind. 

Deutlich ist: Die Caritas bietet sich dem
Sozialstaat nicht allein als Vertragspart-
ner, als „Dienstleister“ oder „Leistungs-
erbringer“ an – sie ist weit mehr: Wir ver-
stehen uns mit vielfältigen Erfahrungen,
reichen (und nicht nur „vereinbarten“)
Leistungen und Kompetenzen als sozial-
politische Kraft der Kirche, die unmittel-
bar in die Gesellschaft hineinwirkt. 
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